
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt 
Oppenheim 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 10.03.2025 
 
in Oppenheim, Rathaus Oppenheim, Merianstraße 2 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:16 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Silke Rautenberg Stadtbürgermeisterin   
Leonard Pohl 3. Beigeordneter und Ausschussmitglied 

in Vertretung von Schlaak, Philipp 
  

Christian Meeß-Bodderas Ausschussmitglied   
Dr. Michael Pohl Ausschussmitglied   
Dr. Volkhart Rudert Ausschussmitglied   
Torsten Kram Ausschussmitglied   
Maria Schaad Ausschussmitglied   
Gert Frisch Ausschussmitglied   
Jürgen Schiffel Ausschussmitglied   
Peter Schoen Ausschussmitglied 

in Vertretung von Frank, Martin 
  

Heike Laubenheimer-Preuße Ausschussmitglied 
in Vertretung von Schenk, Christian 

  

 
Vertreten: 
Philipp Schlaak 3. Beigeordneter und Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Pohl, Leonard 
  

Martin Frank Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Schoen, Peter 

  

Christian Schenk Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Laubenheimer-
Preuße, Heike 

  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Stephan Arnold 1. Beigeordneter   
Raimund Darmstadt 2. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Sandra Betz Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim sind 
mit der Einladung vom 03.03.2025 auf Montag, 10.03.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 in der 

Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0023) 
 

2. Objekt: KiTa Herrnweiher, Planung für neues Konzept der Wärmeerzeugungsanlage 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0034) 
 

3. Sanierung der Heizungsleitungen und Hydraulischer Abgleich im Rathaus Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0033) 
 

4. Sanierungsbedarf Stadtmauer 
hier: Beauftragung eines Statikbüros 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0027) 
 

5. Umsetzung des Kipki Förderprogramms 
hier: Beauftragung der Planungsleistungen für die energetische Sanierung der 
Emondshalle (Dachdämmung, Hybrid-Heizung, PV-Anlage), Freigabe zur Ausschreibung 
der Leistungsverzeichnisse, Übernahme eventueller Mehrkosten sowie Ermächtigung der 
Stadtbürgermeisterin zur Auftragsvergabe 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0031) 
 

6. Grundsatzbeschluss für den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages 
hier: Flur 7 Flurstück 198/1 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0030) 
 

7. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 2, 31 Abs. 2 
und 36 Baugesetzbuch 
 

7.1 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bädergasse. Flur 1, Flurstück 88  
Fristende: 04.04.2025 
Änderung der Fassadengestaltung eines Wohngebäudes, Erneuerung Hoftor und 
Austausch Fenster 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0026) 
 

7.2 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hafenstraße; Flur 10, Flurstück 42/9 
Fristende: 11.04.2025 
Errichtung von Werbeanlagen in Form von 2 Schrifttafeln und 1 Werbepylon 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0022) 
 

7.3 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Schlossgasse. Flur 1, Flurstück 229 
Fristende: 03.04.2025 
Neuanstrich Fassade eines Wohnhauses sowie Erneuerung der Eingangsüberdachung 
und der Mauerabdeckung 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0028) 
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8. Mitteilungen 
 

9. Anfragen 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 

2014 in der Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das 
Sachgebiet Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0023) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der Regionalvertretungssitzung vom 27.02.2024 wurden Änderungen durch die Anhörung 
zum Planentwurf und dessen öffentliche Auslegung zur 4. Teilfortschreibung des Regionalen 
Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 beschlossen und in die 4. Teilfortschreibung 
eingearbeitet. 
 
Für den Bereich VG Rhein-Selz gibt es folgende Änderungen gegenüber der verbindlichen 
Fassung und der Änderung gegenüber der ersten Anhörung: 
 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7 Alsheim/ Eimsheim / Guntersblum / 

Wintersheim wurde in Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz durch 

Hereinnahme des nordwestlichen Zipfels vergrößert. (Anlage 1) 

 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7a Dienheim / Dexheim / Uelversheim 

wurde im Südöstlichen Bereich wegen schlechter Ausnutzbarkeit durch die Freileitung 

verkleinert. Zudem erfolgt eine geringe Erweiterung im Norden und Osten in 

Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz. (Anlage 2) 

 

Die Potenzialflächen Nr. 4, Nr. 5, Nr. 5a, Nr. 6 und Nr. 8 im Bereich der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz bleiben gegenüber des Flächennutzungsplanes Wind der VG Rhein-Selz und der 
1. Anhörung der 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-
Nahe 2014 unverändert. (Anlage 3) 
 
Der Anteil der Windenergienutzungsflächen in der Planungsregion Rheinhessen-Nahe beträgt 
3,33 %. Die Anteile der jeweiligen Landkreise sind: 
 

 
 
Folgende Stellungnahmen der Kreisverwaltung Mainz-Bingen wurden bei der 1. Anhörung wie 
folgt abgewogen: 
 
Potenzialfläche 3 Undenheim: 
Die Fläche besitzt eine Größe von rd. 52 ha. 
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Ihre Lage im Regionalen Grünzug und die Nähe zum VSG „Selztal zwischen Hahnheim und 
Ingelheim“ - Abstand ca. 500 m - weist auf ein erhöhtes naturschutzfachliches Konfliktpotential 
hin. Ggf. sind Auflagen bzgl. geeigneter anerkannter Schutzmaßnahmen im 
Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG notwendig. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Aufgrund des geringen Abstandes zum VSG können negative Beeinträchtigungen der 
Schutzziele nicht ausgeschlossen werden. Auf die Fläche 3 wird daher verzichtet. 
 
Potenzialfläche 4 (Zornheim/ Hahnheim/ Mommenheim/ Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 100 ha. 
Der Biotopkomplex „Selzer Berg SO Zornheim“ (BK-6115-0483-2006) ist im Zuge der Planung 
des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. Es handelt sich um 
eine überwiegend durch weinbauliche Nutzung geprägte Landschaft mit geringerem 
Konfliktpotenzial bzgl. kollisionsgefährdeter Greifvögel. Es bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im 
Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen 
sein. 
 
Potenzialfläche 5 (Friesenheim/ Dalheim/ Köngernheim/ Nierstein/ Mommenheim/ 
Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 334 ha. 
Der Biotopkomplex „Windschutzhecken zwischen Selzen und Schwabsburg“ (BK-6115- 0631-
2006) ist im Zuge der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu 
berücksichtigen. Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende 
Einschätzung artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß 
BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen 
sein. 
 
Potenzialfläche 5a (Bechtolsheim/ Undenheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 273,5 ha. Im nahegelegenen Naturschutzgebiet 
„Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die 
Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt und stellt dadurch einen wichtigen 
Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- 
und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz bzw. zur Minderung des Tötungs- und 
Verletzungsrisikos sind anzuwenden. Gemäß Fachbeitrag Artenschutz für die Planung von 
Windenergiegebieten in Rheinland Pfalz (LfU RLP, 2023) befinden sich in direkter Nähe zu 
der Potenzialfläche Gehölzflächen mit sehr hohem Habitatpotenzial für Fledermaus-Kolonien 
der Mopsfledermaus. Die Mopsfledermaus ist störungsempfindlich und es ist mit einer 
Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und/oder essentiellen 
Nahrungshabitaten zu rechnen. Diese Aspekte sind im Genehmigungsverfahren der 
Windenergieanlagen und dem Ausbau der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen und 
es sind geeignete anerkannte Schutzmaßnahmen durchzuführen. Der Biotopkomplex „Hecken 
S und W Undenheim“ (BK-6115-0484-2006) und der geschützte Landschaftsbestandteil 
„Schutzpflanzung (Undenheim)“ (LB-7339-006) sind im Zuge der Planung des Parklayouts und 
der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 



Sitzung des Ausschusses für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim vom 10.03.2025 

Seite 7 

 

 

 
Potenzialfläche 6 (Bechtolsheim/ Gau-Odernheim/ Dolgesheim/ Weinolsheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 224,5 ha.  
Im nahegelegenen Naturschutzgebiet „Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze 
kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt 
und stellt dadurch einen wichtigen Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei 
Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
bzw. zur Minderung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sind anzuwenden. 1.24. Der 
Biotopkomplex „Hecken westlich Weinolsheim“(BK-6115-0654-2006) ist im Zuge der Planung 
des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7 (Alsheim/ Eimsheim/ Guntersblum/ Wintersheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 411 ha.  
Die Biotopkomplexe „Baumhecke Henn/Wiesbad/Dornhecke östlich Wintersheim (BK- 6215-
0504-2006) und „Trockene Säume östlich Wintersheim“ (BK-6215-0505-2006) sind im Zuge 
der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 1.27. Es 
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 8 
wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und es 
führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte sehr kritisch hinterfragt werden. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7a (Dienheim/ Dexheim/ Uelversheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 96 ha. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 8 (Alsheim/ Mettenheim/ Dorn-Dürkheim/ Dittelsheim-Heßloch/ 
Bechtheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 595 ha. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 8 
wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und es 
führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km m Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte kritisch hinterfragt werden. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die Flächen 7 und 8 sind weitestgehend in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen enthalten 
und werden daher in den ROP übernommen. Grundsätzlich sieht die Planungsgemeinschaft 
derart ausgedehnte Flächen ebenfalls kritisch. 
 
Anlage: 
01 Potenzialfläche 7 mit Änderungen 
02 Potenzialfläche 7a mit Änderungen 
03 Potenzialfläche ohne Änderungen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

A) Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt/ der Stadtrat beschließt im 

Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. Teilfortschreibung des regionalen 

Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 keine Bedenken gegen die 4. 

Teilfortschreibung zu erheben. 

Oder 
 

B) Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung empfiehlt/ der Stadtrat beschließt im 

Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. Teilfortschreibung des regionalen 

Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 folgende Bedenken gegen die 4. 

Teilfortschreibung zu erheben. (Diese sind in der Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumord-nungsplans 
Rheinhessen-Nahe 2014 in der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie) und bittet nach kurzer Beratung um Zustimmung für den 
Beschlussvorschlag A) Es kommt zur Ab-stimmung: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen, 10 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme,  
0 Enthaltungen 
 
 
 
 
2. Objekt: KiTa Herrnweiher, Planung für neues Konzept der 

Wärmeerzeugungsanlage 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0034) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der KiTa Herrnweiher, Oppenheim, Jakob-Steffan-Plat 6 gibt es einen Wärme- und 
Stromliefervertrag vom 28.08.2009. Die Anlage umfasst ein BHKW + Gas-Spitzenlastkessel. 
Das BHKW ist seit ca. einem Jahr nicht mehr funktionsfähig. Die Wärmeversorgung wurde 
somit ausschließlich über den Gas-Spitzenlastkessel abgedeckt. Auf Grund des Alters ist 
dieser Wärmeerzeuger innerhalb des letzten halben Jahres immer wieder ausgefallen. Um die 
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Versorgungssicherheit der KiTa zu gewährleisten, wurde im Januar 2025 die Gastherme durch 
die „EDG“ erneuert. Am 26. Februar 2025 fand in Anwesenheit von: 

• Herrn. Zeis / EDG 

• Herrn Arnold / Stadt Oppenheim 

• Herrn Livingston / VG 

• Frau Hippler / VG 

• Hrn. Schütz / VG 
 
ein Gespräch über die weitere Vorgehensweise zur sicheren Beheizung statt. 
Nachfolgend das Besprechungsprotokoll von Frau Hippler / VG Rhein-Selz 
 
Sehr geehrter Herr Zeis, 
  
auch im Namen der Stadt Oppenheim und der Kollegen bedanke ich mich für das heutige 
einvernehmliche Gespräch. 
  
Das Gesprächsergebnis fasse ich wie folgt für uns zusammen: 
Nachdem Sie Ihr Energiekonzept für die Kita Herrnweiher, Stand 12.12.24, erläutert hatten, 
verdeutlichten Herr Arnold und die Unterzeichnerin, dass es von großer Bedeutung für die 
Stadt Oppenheim sei, die tägliche Wärmeversorgung für die Kita Herrnweiher gesichert zu 
sehen sowie Vergleichsangebote für ein Energiekonzept für die politische Diskussion zu 
haben.  
Im letzten Jahr war das Blockheizkraftwerk immer wieder und letztlich irreparabel ausgefallen, 
so dass die Kita Herrnweiher nicht ausreichend mit Wärme versorgt war. Dies hatte zur Folge, 
dass es zu vielen Beschwerden von Eltern trotz Ihrer umgehenden Bemühungen um 
Reparatur gekommen war. 
Aufgrund dieser Situation boten Sie an, dass der Wärmelieferungsvertrag vom 28.8.09 in 
beiderseitigem Einvernehmen aufgelöst werden kann, so dass die Stadt Oppenheim eine 
Ausschreibung des Energiekonzepts in die Wege leiten kann. 
Wir einigten uns darauf, dass die Vertragsauflösung  jederzeit zu einem für die Stadt 
passenden Zeitpunkt erfolgen kann. Wir kommen deswegen wieder auf Sie zu und gehen 
davon aus, dass sich die EDG an der Ausschreibung beteiligen wird. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Susanne Hippler 
Stabsstelle Rechtsangelegenheiten 
Assessorin jur. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss der Stadt Oppenheim beschließt, das Planungsbüro „rpb“ aus Oppenheim 
mit der Planung und Kostenermittlung für ein neues Wärmeerzeugungskonzept und der 
Planung des Hydraulischen Abgleichs zu beauftragen. Hierfür liegt ein Angebot in Höhe von 
10.000,- € Netto vor. Das Angebot ist als Anlage beigefügt. Bisheriger Betreiber der 
Wärmeerzeugungsanlage ist die „EDG“ Nieder Olm. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 36501-523130 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 63.000 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Beschlussvorlage vor. Frau Rautenberg erläutert 
dem Ausschuss den Planungsauftrag für eine neue Wärmeversorgung für die Kita 
Herrnweiher. Zur Wärmeversorgung der Kita Herrnweiher besteht ein Contracting und ein 
Energieliefervertrag mit der EDG. Das kleine BHKW gehört der Stadt Oppenheim und ist 
ebenfalls defekt. Die veraltete Gastherme war v störanfällig und ist im Januar komplett 
ausgefallen und musste ersetzt werden, um die Wärmeversorgung in der Kita sicherzustellen. 
Die Wartung das Störungsmanagement durch die EDG hat sich als nicht zuverlässig erwiesen. 
Um eine neue zukunftsgerichtete Wärmeversorgung in der Kita sicherzustellen, ist eine neue 
Wärmeversorgung erforderlich. Die neu beschaffte Gasheizung wird erhalten bleiben.Nach 
kurzer Beratung bittet Frau Rautenberg um Zustimmung für die Beauftragung einer Planung 
für eine neue Wärmeversorgung in der Kita. Ein Kostenvoranschlag in Höhe von 10.000€ von 
dem rpb Planungsbüro Rodriguez TGA aus Oppenheim liegt bereits vor. Frau Schaad weist 
daraufhin, dass vor Beauftragung die Heizkosten überprüft werden. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen, 10 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 0 
Enthaltungen 
 
 
 
 
3. Sanierung der Heizungsleitungen und Hydraulischer Abgleich im Rathaus 

Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0033) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Im Rahmen der Fußbodensanierung im Erdgeschoß des Rathauses der Stadt Oppenheim 
wurden durch die Fa. Sander feuchte Stellen lokalisiert. Nach einer Leckageortung durch die 
Fa. Ewald aus Bodenheim und weiterer durch die Fa. Hauber aus Undenheim durchgeführte 
Bodenöffnungen wurde festgestellt, dass im Bereich der Heizkörperanbindungen an 
mindestens 4 Stellen die Heizungsrohrleitungen durch äußere Feuchtigkeitseinwirkung 
beschädigt bzw. zerstört sind. Die Fa. Hauber hat aktuell die Versorgung der Verbraucher im 
Bauteil zur Merianstrasse hin gewährleistet. Die Heizkörper im Eingangsbereich sind aktuell 
noch nicht versorgt. 
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Die Verwaltung der VG-Rhein-Selz empfiehlt, spätestens nach der Heizperiode 2024/2025 die 
Heizkörperanbindungen im Bereich EG komplett zu erneuern. Hierzu ist es notwendig, aus 
dem ehem. Heizraum eine neue Versorgungsleitung zu installieren. Über diese 
Versorgungsleitung können die im EG befindlichen Heizkörper angeschlossen werden. Die 
neue HK - Anbindung sollte als Aufputzmontage erfolgen. 
Die aktuellen Erfahrungen haben gezeigt, dass die im Boden verlegten Rohleitungen ein 
Gefahrenpotential für weitere Undichtigkeiten darstellen. 
 
Weiterhin sollte im Zuge dieser Maßnahme für die gesamte Heizungsanlage ein Hydraulischer 
Abgleich durchgeführt werden. Damit wird die Betriebssicherheit gewährleistet, und eine 
zusätzliche Energieeinsparung erzielt. Gemäß Gebäudeenergiegesetz (GEG) ist der 
Hydraulische Abgleich Voraussetzung für die Beantragung einer möglichen Förderung. 
Planungsleistungen können ebenso gefördert werden. Die Verwaltung der VG wird in 
Abstimmung mit dem Ing. Büro den wirtschaftlichsten Bieter auswählen. 
Zur ergänzenden Information zum Hydraulischen Abgleich steht eine Informationsbroschüre 
als Anlage zur Verfügung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Oppenheim beschließt, das 
Ingenieurbüro Münch aus Mettenheim mit der Planung der Heizungssanierung im Rathaus zu 
beauftragen. Gemäß beigefügtem Honorarangebot entstehen Planungskosten in Höhe von 
6.157,51 € Brutto bei einem geschätzten Sanierungsvolumen von ca. 30.000,- € Brutto. Die 
Maßnahme beinhaltet die Erneuerung der Heizungsrohrleitungen im EG und den 
Hydraulischen Abgleich der Gesamtanlage. Eine mögliche „KfW“ - Förderung der 
Einzelmaßnahme „Hydraulischer Abgleich“ wird durch die Verwaltung der VG beantragt.  
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 11420-523130 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 130.000 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Beschlussvorlage vor. Frau Rautenberg informiert 
den Bauausschuss über eine defekte Heizleitung im Rathaus.  
Nach kurzer Beratung bittet Frau Rautenberg um Zustimmung für die Beauftragung einer 
Fachplanung für eine neue Heizungsanlage. Ein Kostenvoranschlag in Höhe von 6.000€ liegt 
bereits vor. 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 11 Ja-Stimmen  
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4. Sanierungsbedarf Stadtmauer 
hier: Beauftragung eines Statikbüros 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0027) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die alte, unter Denkmalschutz stehende Stadtmauer im Bereich der Bädergasse, befindet sich 
augenscheinlich in einem schlechten baulichen Zustand. 
 
Für eventuelle notwendige Sanierungsmaßnahmen ist es erforderlich, eine statische 
Begutachtung der Mauer vorzunehmen. 
 
Das Ingenieurbüro Kayser+Böttges+Barthel+Maus aus Mainz ist im Bereich der 
Denkmalspflege seit vielen Jahren aktiv und war auch schon bei Projekten für die Stadt 
Oppenheim tätig. 
 
Die Abrechnung der erbrachten Leistungen können im ersten Schritt nach Stundenaufwand 
nach HOAI abgerechnet werden. 
 
Im Haushalt 2025 der Stadt Oppenheim sind für die Sanierung der alten Stadtmauer im 
Bereich der Bädergasse 100.00,-€ vorgesehen.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung beauftragt das Ingenieurbüro Kayser+ 
Böttges+Barthel+Maus aus Mainz mit der statischen Begutachtung der alten Stadtmauer im 
Bereich der Bädergasse. 
Die Abrechnung erfolgt auf Stundenverrechnungsbasis nach HOAI. 
 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 049/52300-523410 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 100.000,- € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Beschlussvorlage vor. Frau Rautenberg erläutert 
den Sanierungsbedarf der Stadtmauer. Für die statische Untersuchung des  Sackträgerturms 
liegt ein Kostenvoranschlag in Höhe von 11.800€ vor.  
Die Mauer in der Bädergasse auf der Rückseite von dem Optiker Brillenkrug ist stark mit Efeu 
bewachsen. Hier besteht dringend Handlungsbedarf. Ein weiterer Sanierungsbedarf besteht 
in der Mainzer Straße/Steinweg sowie in der Karl-Koch-Straße. Nach kurzer Beratung kommt 
es zu keiner Abstimmung. Der Ausschuss bittet, die Beschlussvorlage in der nächsten HauFi-
Sitzung am 26.03.2025 auf die Tagesordnung zu setzen. Frau Rautenberg wird dies 
veranlassen.  
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: Verweisung 
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5. Umsetzung des Kipki Förderprogramms 
hier: Beauftragung der Planungsleistungen für die energetische Sanierung der 
Emondshalle (Dachdämmung, Hybrid-Heizung, PV-Anlage), Freigabe zur 
Ausschreibung der Leistungsverzeichnisse, Übernahme eventueller Mehrkosten 
sowie Ermächtigung der Stadtbürgermeisterin zur Auftragsvergabe 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0031) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt Oppenheim hat im Rahmen des Förderprogramms KIPKI – Kommunales 
Investitionsprogramm Klimaschutz und Innovation einen Förderbescheid für die energetische 
Sanierung der denkmalgeschützten Emondshalle erhalten. Das Programm zielt darauf ab, 
Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Reduzierung von CO₂-Emissionen 
in kommunalen Immobilien zu fördern. 
 
Die geplanten Maßnahmen umfassen: 
- Dachdämmung zur Reduzierung von Wärmeverlusten und Verbesserung der 
Energieeffizienz. 
- Hybrid-Heizung bestehend aus einer Wärmepumpe und einem Gas-Spitzenlastkessel, um 
den fossilen Energieverbrauch deutlich zu reduzieren. 
- Die Erneuerung der Thermostatventile zur Ausführung des hydraulischen Abgleichs. 
- Photovoltaikanlage (PV-Anlage) zur Eigenerzeugung regenerativer Energie und zur Deckung 
eines Großteils des Strombedarfs der Halle. 
- Die Installation von Fahrradanlehnbügel. 
 
Die Beauftragung der Gewerke ist der nächste notwendige Schritt, um die Umsetzung 
fristgerecht zu starten. 
 
Finanzierung: Die Gesamtkosten der Maßnahmen belaufen sich auf geschätzten und 
bewilligten 742.000 € und werden vollständig durch Fördermittel des KIPKI-Programms 
gedeckt. Der Förderbescheid liegt vor. Ein Eigenanteil der Stadt Oppenheim wird nur dann 
erforderlich, wenn die Ergebnisse der Ausschreibung die bewilligten Fördermittel übersteigen, 
da eine zusätzliche Förderung ausgeschlossen ist. Dies wird jedoch nur in Erwägung gezogen, 
sofern es wirtschaftlich vertretbar ist. 
 
Ablauf: Folgende Planer sollen beauftragt werden: 
 
Gewerk: Dachdämmung: Architekt Markus Knipping Langgasse 28, 55283 Nierstein 
 
Gewerk: Hybrid-Heizung: Ingenieurbüro R. Münch, Berliner Str. 19, 67582 Mettenheim 
 
Gewerk: PV-Anlage: Beckers & Müller Elektroplanung, Pfarrstraße 7, 55296 Gau-
Bischofsheim 
 
 
Die Ausschreibung der Gewerke werden gemäß den gesetzlichen Vorgaben durchgeführt. Die 
Vergabe erfolgt an die wirtschaftlichsten Bieter. 
 
Für die Vergabe von Planungsleistungen gilt: 
Unterhalb des Schwellenwertes gemäß § 106 GWB i.V.m. Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU 
sind freiberufliche Leistungen im Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel Wettbewerb zu 
schaffen, wie dies nach der Natur des Geschäfts oder nach besonderen Umständen möglich 
ist. Die speziellen Regelungen der Verwaltungsvorschrift „Öffentliches Auftrags- und 
Beschaffungswesen in Rheinland-Pfalz“ sind dabei zu berücksichtigen. Aufträge über 
Planungsleistungen von Architekten und Ingenieuren (Grundleistungen, Beratungsleistungen 
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wie Umweltverträglichkeitsstudien und Besondere Leistungen wie Bedarfsplanung und 
Bedarfsermittlung nach § 3 Abs. 1 bis 3 der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure - 
HOAI - vom 10. Juli 2013 - BGBl. I S. 2276) dürfen bis zu einer Auftragswertgrenze von 
25.000,00 Euro - ohne Umsatzsteuer - auch ohne Aufforderung weiterer Planungsbüros zur 
Abgabe eines Angebots mit nur einem Planungsbüro verhandelt werden.  
Aus diesem Grund können die Gewerke Heizung und Elektro direkt vergeben werden, ohne 
dass weitere Angebote eingeholt werden müssen. 
Für das Gewerk Dämmung wurden zwei weitere Angebote angefragt. Beide Unternehmen 
lehnten jedoch aufgrund des fortgeschrittenen Planungsstandes sowie eigener 
Kapazitätsengpässe ab. Somit wurde der Versuch unternommen, einen Wettbewerb 
herzustellen, und die zuvor genannte Vorschrift wurde erfüllt. 
 
Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt innerhalb der vorgesehenen Projektlaufzeit 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung und der Haupt- und Finanzausschuss 
empfehlen und der Stadtrat der Stadt Oppenheim beschließt: 

1. Die Beauftragung der Planungsleistung der Gewerke Dachdämmung zu 39.686,74 
€Brutto (Leistungsphase 5-8), Hybrid-Heizung zu 13.789,91 Brutto (LPH 5-8) und 
Photovoltaikanlage (PV-Anlage) zu 24.658,92 € Brutto (LPH 1-3, 5-7) im Rahmen der 
energetischen Sanierung der Emondshalle gemäß den Vorgaben des 
Förderprogramms KIPKI. 

 
2. Der Stadtrat der Stadt Oppenheim beschließt, die von den beauftragten Planern 

erstellten Leistungsverzeichnisse für die Gewerke Dachdämmung, Hybrid-Heizung 
und Photovoltaikanlage (PV-Anlage) anzuerkennen und gemäß den 
vergaberechtlichen Vorgaben öffentlich auszuschreiben. Die Verwaltung wird 
ermächtigt, die Ausschreibung durchzuführen und die Angebote zu prüfen. 

 
3. Sollten die Kosten der einzelnen Maßnahmen im Rahmen der Ausschreibung höher 

ausfallen, übernimmt die Stadt Oppenheim die Kosten die nicht durch die Fördermittel 
gedeckt werden können, da eine zusätzliche Förderung ausgeschlossen ist. Die Mittel 
sind über den Haushalt bereitzustellen. 

 
Die Stadtbürgermeisterin wird ermächtigt, die Aufträge an die wirtschaftlichsten Bieter nach 
Abschluss der Ausschreibung zu vergeben und die Verträge zu unterzeichnen. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 57322-059100-2-29 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 742.000 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage gemäß der Sachdarstellung der Verwaltung. 
Nach kurzer Beratung kommt es zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen, 10 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen,  
1 Enthaltung 
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6. Grundsatzbeschluss für den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages 

hier: Flur 7 Flurstück 198/1 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0030) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Stadt Oppenheim verfügt aufgrund ihrer begrenzten Flächenoptionen über keine 
nennenswerten Erweiterungsmöglichkeiten für neue Bauflächen. Um den steigenden Bedarf 
an Wohnraum und gleichzeitig die Anforderungen an Gewerbenutzungen zu erfüllen, bleibt als 
einzige praktikable Lösung die Nachverdichtung und eine vertikale Entwicklung bestehender 
Flächen. 
 
Das betroffene Grundstück im Gewerbegebiet „Kette-Saar“ bietet sich ideal für eine 
Mischnutzung aus Gewerbe im Erdgeschoss und Wohnnutzung in den oberen Geschossen 
an. Diese Maßnahme entspricht zudem den Zielen des Förderprogramms „Gut Wohnen in der 
Region!“, da sie zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum beiträgt und gleichzeitig die 
städtebauliche Qualität des Gebiets verbessert. 
Der Abschluss des städtebaulichen Vertrages ermöglicht eine klare Regelung der Rechte und 
Pflichten beider Parteien und stellt sicher, dass die Planungsvorgaben sowie die Zielsetzungen 
der Stadt und des Förderprogramms eingehalten werden. Durch die Umwandlung in ein 
Urbanes Gebiet (MU) wird eine nachhaltige Flächennutzung gefördert, die sowohl den 
wirtschaftlichen als auch den sozialen Bedürfnissen der Stadt gerecht wird. 
 
Die Kosten für die Erstellung des Bebauungsplans sowie notwendige Fachgutachten werden 
im Rahmen der städtebaulichen Vereinbarung geregelt 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Stadtrat beschließt den Abschluss eines städtebaulichen 
Vertrages mit dem Eigentümer des Grundstückes Flur 7 Flurstück 198/1. Ziel des Vertrages 
ist die Umwandlung des Grundstücks in ein Urbanes Gebiet (MU) durch ein entsprechendes 
Bauleitplanverfahren, um eine Bebauung mit einer Gewerbeeinheit im Erdgeschoss und 
darüber liegender Wohnnutzung zu ermöglichen. 
 
Beratung: 
 
Frau Rautenberg erläutert die Beschlussvorlage. Nach kurzer Beratung kommt der 
Grundsatzbeschluss für den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages Flur 7, Flurstück 
198/1 zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 11 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
7. Bauanträge/Bauvoranfragen; Erteilung des Einvernehmens nach §§ 14 Abs. 

2, 31 Abs. 2 und 36 Baugesetzbuch  
 
 
7.1. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Bädergasse. Flur 1, Flurstück 88  
Fristende: 04.04.2025 
Änderung der Fassadengestaltung eines Wohngebäudes, Erneuerung Hoftor und 
Austausch Fenster 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0026) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Stadt nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Stadt entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde 
und Stadt nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Stadt in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen Stadt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 04.04.2025.  
  
 
• Bauantrag  
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Gegenstand des Bauantrages ist die Änderung der Fassadengestaltung eines 
Wohngebäudes, Erneuerung des Hoftors und Austausch der Fenster. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht in Ihren Grundsätzen den gestalterischen Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des 
historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 11 Ja-Stimmen 
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7.2. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hafenstraße; Flur 10, Flurstück 42/9 
Fristende: 11.04.2025 
Errichtung von Werbeanlagen in Form von 2 Schrifttafeln und 1 Werbepylon 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss fasst. Beschlussfassungen, 
verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt 
als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht 
erteilt! Fristende: 11.04.2025  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung von Werbeanlagen in Form von 2 Schrifttafeln 
am Gebäude einer bereits mit Bauantrag von 13.12.2024 beantragten Bäckerei-Filiale sowie 
eines freistehenden Werbepylons an der Einfahrt zum Parkplatz. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt Oppenheim. Gemäß § 34 BauGB ist ein 
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile zulässig, wenn es sich nach 
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 
werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Da keine Größenangaben zu den 2 Schrifttafeln und dem Werbepylon in der Beschlussvorlage 
angegeben sind, kommt es zu keiner Abstimmung. 
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Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: Vertagung 
 
 
 
 
7.3. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Schlossgasse. Flur 1, Flurstück 229 
Fristende: 03.04.2025 
Neuanstrich Fassade eines Wohnhauses sowie Erneuerung der 
Eingangsüberdachung und der Mauerabdeckung 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0028)Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
angenommen 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Stadt nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Stadt entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde 
und Stadt nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Stadt in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen Stadt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 03.04.2025.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neuanstrich der Fassade eines Wohnhauses sowie die 
Erneuerung der Eingangsüberdachung und der Mauerabdeckung. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht in Ihren Grundsätzen den gestalterischen Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des 
historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
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Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 11 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
8. Mitteilungen  

 
- Amtsgerichtsplatz – neue Planungsentwürfe wurden angefordert 

- Barrierefreie Toilette am Rathaus: Als Standort ist die  jetzige Helmkammer 

vorgesehen 

- Sachstand Uhrturmtreppe – Gutachten der Kernbohrung liegt vor, keine weitere 

Sicherung erforderlich 

- Sachstand Kita Herrnweiher, Haus 2 – Waschbecken und Toiletten wurden auf die 

neuen Erfordernisse des reinen Hortbetriebs angepasst.  

- Radweg imViehweg: Fahrbahnbelag  ist wieder in deutlich besserem Zustand. 
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9. Anfragen  
 
Herr Kram fragt nach dem Sachstand des Anwesens in der Mainzer Straße (ehemals Wolf) – 
Das Kreisbaumt hat einen Baustopp veranlasst, jedoch ignoriert der Eigentümer den Bescheid. 
Herr Kram fragt nach dem Sachstand Postplatz (Hausbrand) – Frau Rautenberg hat mit dem 
Eigentümer Kontakt aufgenommen. Der Dachstuhl soll erneuert werden.  
Herr Kram informiert über Schlaglöcher Im Kläuerchen auf Höhe einer Garagenzufahrt – Frau 
Rautenberg wird veranlassen, dass die Schlaglöcher mit Schotter aufgefüllt werden. 
Herr Schiffel informiert über Straßenschäden (Randsteine) hinter dem Bäcker Werner an der 
Landskrongalerie – Frau Rautenberg wird dies überprüfen lassen. 
 
 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  
 
Es wurden keine Beschlüsse im nichtöffentlichen Teil beschlossen. 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Silke Rautenberg Sandra Betz 
Sadtbürgermeisterin  

 
 
 


